
Stellungnahme der Regionalgruppe Süd des  
Bundesverbandes Boden e.V.  

zum Entwurf der Ökokonto-Verordnung (ÖKVO) des  
Ministeriums für Ernährung und Ländlicher Raum  

Baden-Württemberg 

 

Wir begrüßen ausdrücklich, dass der vorgelegte Entwurf der Ökokonto-Ver-
ordnung Baden-Württemberg explizit auch das Schutzgut Boden aufgreift.  
Für eine rechtskonforme und fachlich hinreichend korrekte Umsetzung se-
hen wir insbesondere im Bezug auf die Aussagen zum Wirkungsbereich 
Boden einigen Anpassungs- und Ergänzungsbedarf. Wir nehmen daher wie 
folgt Stellung: 

 

Das Prinzip der Wahrung des Funktions- bzw. Schutzgutbezugs bei Ausgleich und 
Ersatz nach NatSchG erscheint im Verordnungstext nur untergeordnet. So sehen wir, 
insbesondere auch durch das Berechnungsbeispiel bestärkt, eine erhebliche Gefahr, 
dass im Zuge der Umrechnung auf Ökopunkte der Funktions- bzw. Schutzgutbezug 
verlassen wird und z.B. der Wirkungsbereich Boden verstärkt mit Maßnahmen des 
Wirkungsbereichs Biotope ausgeglichen werden könnte. Die Unvereinbarkeit eines 
solchen Vorgehens sollte deutlich im Verordnungstext und beim Berechnungsbei-
spiel herausgehoben werden. Zur Klarstellung böte sich eine entsprechende Formu-
lierung schon in § 1 der Verordnung an. 

 

Die abschließende Festlegung (§ 2 Abs. 2) an ökokontofähigen Maßnahmen (Anlage 
1) lässt das ganze System als äußerst starr und unflexibel wirken. Dieses Vorgehen 
ist zwar aus Gründen der Standardisierung und Einfachheit der Handhabung nach-
vollziehbar und sollte auch für den Regelfall gelten. Aus Gründen der Flexibilität und 
Offenhaltung für zukünftige, heute vielleicht noch gar nicht bekannten oder gängigen 
Maßnahmen, sollte allerdings eine Art ‚Öffnungsklausel’ einbaut werden, die in be-
gründeten Einzelfällen, bei fachlich fundiertem Nachweis ihrer Wirksamkeit zur dau-
erhaften Verbesserung des Naturhaushaltes, auch Alternativmaßnahmen zulässt. 
Zur fachlichen Absicherung könnte das Einvernehmen mit der jeweils betroffenen 
höheren Fachbehörde als Erfordernis in den Verordnungstext aufgenommen werden. 

 

Bei Betroffenheit der Wirkungsbereiche Boden und/oder Gewässer ist im Antrags-
verfahren (§ 3, Abs. 1 und Abs. 4), bei der Änderung von Entwicklungszielen (§ 6 
Abs. 3), bei der Bewertung (§ 8) sowie bei der Zuordnung von Maßnahmen, räumli-
cher Zusammenhang (§ 9 Abs. 1, 2 und 4) das Einvernehmen mit der unteren Bo-
den- bzw. Wasserbehörden herzustellen. Laut Begründung zur ÖKVO scheint dies 
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auch Intension der Verordnung zu sein, im Verordnungstext selbst ist dies jedoch 
bislang nicht implementiert. Eine entsprechende Klarstellung scheint fachlich und 
inhaltlich geboten und sollte ergänzt werden. 

 

Bei der Darlegung der Verzinsungsregelung in § 5 bleibt unklar zu welchem Zeit-
punkt die Verzinsung beginnt. Sinnvoll erscheint der Zeitpunkt zu dem mit der Her-
stellung der Maßnahme begonnen wird, wie auch in § 5 Satz 3 und in der Begrün-
dung genannt. Nach § 5 Satz 1 könnte jedoch auch der Zeitpunkt der Einstellung ins 
Ökokonto-Verzeichnis gemeint sein. Hier ist eine Klarstellung im Verordnungstext 
erforderlich. 

 

Die Bewertung von Maßnahmen im Wirkungsbereich Boden erscheint in der jetzigen 
Fassung der ÖKVO ohne fachlichen Rahmen. Ein Bezug zu den einschlägigen Re-
gelwerken, Handlungs- und Arbeitshilfen, die u.a. von der Bodenschutzverwaltung 
des Landes erarbeitet wurden und hierzu ausreichend methodische Hinweise geben, 
ist in der vorgelegten Fassung der ÖKVO nicht zu erkennen.   
Der Gewinn an Bodenfunktionalität durch eine Maßnahme ist in der Regel anhand 
von einfach zu ermittelnden Kennwerten darstellbar und unproblematisch mit einge-
führten Bewertungsmethoden differenziert klassifizierbar. Die größtenteils pauschale 
Punktevergabe (Anlage 2, III, Tab. 3) ist daher fachlich nicht akzeptabel. 

So sind z.B. durch eine bloße Entsiegelung (Entfernen einer undurchlässigen Befes-
tigungsdecke) in der Regel die Bodenfunktionen nicht sofort wiederhergestellt. Meist 
ist zur Herstellung und dauerhaften Sicherung von Bodenfunktionen eine Entfernung 
des Unterbau sowie zusätzlich Rekultivierungsmaßnahmen notwendig. Beim zu er-
wartenden Bodenkörper kann zudem nicht davon ausgegangen werden, dass er, 
vergleichbar einem natürlich gewachsenen Boden, volle Leistungsfähigkeit in allen 
Bodenfunktionen je erreichen wird. Daher erscheint die pauschale Vergabe von 20 
Ökopunkten für Entsiegelung kritisch zu bewerten. Die erreichbaren Ökopunkte müs-
sen sich vielmehr am tatsächlichen Gewinn z.B. an einem Mehr an Wasserspeicher-
kapazität orientieren. Da die Ausgleichsmaßnahmen des Ökokontos zur Eingriffs-
kompensation herangezogen werden, muss die Bewertung insbesondere auch in 
Relation zur Leistungsfähigkeit natürlich gewachsener Böden gesetzt werden. Ein 
wie im Berechnungsbeispiel für die Flächenversiegelung angenommener pauschaler 
Verlust von 20 Bodenpunkte/m2 entspricht weder realen Verhältnissen noch den Be-
wertungsvorgaben von Heft 31 (UM, 1995). Eine im Sinne der Naturschutz- und Bo-
denschutzgesetzgebung gewünschte Lenkung zusätzlicher Bodenversiegelung auf 
weniger wertvolle Böden wäre dadurch aufgehoben.  
Insofern ist eine Einbindung der Bewertung von Ausgleichsmaßnahmen in das vor-
handene Bewertungssystem der Bodenschutzverwaltung (Heft 31 und Arbeitshilfe 
‚Schutzgut Boden in der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung’) sowie in die fach-
lichen Normen und Regelwerke unabdingbar.  
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Bei den Maßnahmen ‚Rekultivierung’‚ ‚Überdeckung baulicher Anlagen’ und ‚Wieder-
herstellung natürlicher oder naturnaher Sonderstandorte’ wurde dieses Konzept an-
satzweise durch die Angabe von „Gewinnspannen“ von zu erreichenden Ökopunkten 
umgesetzt. Hier wie auch bei den übrigen bodenbezogenen Maßnahmen fehlen je-
doch konkrete Zielwerte von relevanten Kenngrößen (z.B. ‚Tieflockerung’) bzw. ent-
sprechende Verweise auf fachliche Regelwerke und Normen  ganz (z.B. ‚Erosions-
schutz’) oder sind nur vage formuliert (z.B. ‚Dachbegrünung’, ‚Wasseraufnahmever-
mögen’). So ist z.B. beim ‚Oberbodenauftrag’ von einer Mindestmächtigkeit von 20 
cm die Rede. Dies impliziert, dass auch in größerer Mächtigkeit aufgetragen werden 
kann. Nach fachlichen Anforderungen und untergesetzlichen Regelwerken ist Ober-
bodenauftrag jedoch nur bis zu einer Mächtigkeit von 20 cm zulässig. Zudem muss 
beim Oberbodenauftrag ein Gewinn an Bodenfunktionalität sichergestellt sein. Dies 
ist z.B. bei steinigem Oberboden oder bei Körnungssprüngen nicht gegeben.   
Hinsichtlich der Maßnahmen Erosionsschutz und Verbesserung des Wasseraufnah-
mevermögens (verschlämmungsempfindliche Böden) ist zu definieren, welche Flä-
chen anrechenbar sind. Es existieren geeignete Modelle um erosionsgefährdete und 
verschlämmungsempfindliche Böden auszuweisen. Gegebenenfalls ist hier auf lan-
desweite Kartengrundlagen zu verweisen bzw. auf Felderhebungen.   
Bei Maßnahmen zum Erosionsschutz sollte zudem ein Hinweis eingefügt werden, 
dass hier die Regelung nach §2 Abs. 4 Ausnahmen zulässt, da für Erosionsschutz-
maßnahmen besonders geeignete Flächen häufig zu den landwirtschaftlich beson-
ders wertvollen Flächen zählen. 

Grundsätzlich ist, vergleichbar dem Wirkungsbereich ‚Biotope’, auch beim Wirkungs-
bereich ‚Boden’ eine Bewertung des „Ausgangszustandes“ sowie ein angestrebter 
„Zielzustand“ (Entwicklungsziel) fachkundig zu ermitteln und darzustellen sowie ins 
Kompensationsverzeichnis aufzunehmen. Je nach möglichem Zielerreichungsstatus 
einer Maßnahme muss eine abgestufte Punktevergabe möglich sein. Vorstellbar ist, 
dass in Tabelle 3 zu jeder Maßnahme eine maximal erreichbarer Wert angegeben 
wird. Die Einordnung des konkreten Maßnahmenfalles orientiert sich jedoch dann am 
tatsächlich verwirklichten Gewinn an Bodenfunktionalität. Hierzu müssen in die 
ÖKVO Verweise auf die relevanten bodenfachlichen Rechtssetzungen, Normen und 
Regelwerke aufgenommen werden.   
Eine Ökopunkteanrechnung kann nur erfolgen wenn eine Aufwertung einer oder 
mehrer Bodenfunktionen durch eine Maßnahme zu erwarten ist und nach der Um-
setzung der Maßnahme durch eine fachkundige Erfolgskontrolle bestätigt wurde. Die 
Planung, Umsetzung und Erfolgskontrolle von Maßnahmen zu den Wirkungsberei-
chen 3, 4 und 5 hat daher nach den einschlägigen fachlichen Grundlagen zu erfolgen 
und ist, vergleichbar den Wirkungsbereichen 1 und 2, ebenso durch entsprechend 
Fachkundige durchzuführen.   
Ohne das Vorgehen in vergleichbarer Art und Weise zu den Wirkungsbereichen 1 
und 2 auch für die Bereiche 3, 4 und 5 in der ÖKVO festzuschreiben, bleibt zu be-
fürchten, dass die Maßnahmen für die Bereiche Boden und Gewässer fachlich unzu-
reichend bearbeitet werden, kein tatsächlicher funktionaler Ausgleich stattfindet und 
schlussendlich die Maßnahmen ohne Effekt bleiben.  
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Zur Einordnung von Maßnahmen zur Verbesserung der Grundwassergüte werden 
Art und Ausprägung entsprechender Kenngrößen oder Parameter vermisst. Hier 
sollte die Anlage 2 der ÖKVO ebenfalls erweitert werden.  

 

Im Weiteren bleibt das Fehlen der „Bodenschutzkalkung“ in der Liste der Ökokonto-
maßnahmen zu Boden und Grundwasser unverständlich. Zum Ausgleich von anthro-
pogen bedingten Säureeinträgen sind Bodenschutzkalkungen, bei fundierter stand-
ortangepasster Planung und Durchführung, durchaus in der Lage Bodenfunktionen 
zu verbessern. Gleichermaßen kann durch diese Maßnahme eine substanzielle Ver-
besserung der Gewässergüte und somit auch eine Aufwertung von Biotopen erreicht 
werden.   
Bodenschutzkalkungen (nicht Erhaltungskalkung im Rahmen der landwirtschaftli-
chen Nutzung) sollten daher unter der Maßgabe der fachlich hinreichend ausgear-
beiteten Planung und Durchführung in die Maßnahmenliste aufgenommen werden.  

 

Beim Vergleich der Bewertungsmaßstäbe zwischen Maßnahmen zum Wirkungsbe-
reich Biotope und Maßnahmen zum Wirkungsbereich Boden fällt auf, dass im Be-
reich Biotope maximal 50 Ökopunkte erreicht werden können, im Bereich Boden da-
gegen maximal nur 20 Ökopunkte erzielbar sind. Dies ist besonders auch hinsichtlich 
der Funktion des Biotopentwicklungspotenzials nicht schlüssig.  
Weder der Erläuterungstext der Anlage 2 noch die Begründung liefern einen Hin-
weise auf die Diskrepanz dieser beiden Klassifikationsansätze. Auch fachlich inhalt-
lich scheinen diese Unterschiede offensichtlich nicht begründbar. Es ist zu befürch-
ten, dass Maßnahmen zum Wirkungsbereich Boden wegen zu geringem Ökopunkt-
gewinn außen vor bleiben. Dies würde der schon eingangs erwähnten Aufweichung 
des funktions- bzw. schutzgutbezogenen Ausgleichs zusätzlichen Vorschub leisten.  
Daher plädieren wir für eine Angleichung der beiden Bewertungsschemata sowie 
eine Bewertung der bodenbezogenen Maßnahmen nach erreichter funktionalen 
Leistungsfähigkeit. Dies würde zum einen Chancen für einen höherwertigen Funkti-
onsgewinn auch im Bereich Boden eröffnen und zum anderen dazu beitragen einen 
funktions- und schutzgutbezogenen Ausgleich zu sichern 
 
Beuren, den 10. Februar 2009 
 

 
 
Jörg Schneider 
(Vorsitzender Bundesverband Boden, 
 Regionalgruppe Süd) 


